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103. Verordnung: Änderung der Verordnung betreffend die Führung von Verwendungsbezeichnungen
104. Verordnung: Grundausbildung für die Verwendungsgruppe B (Zolldienst)

103. Verordnung des Bundesministers für
Auswärtige Angelegenheiten vom 11. Feber
1986, mit der die Verordnung des Bundesmini-
sters für Auswärtige Angelegenheiten vom
16. Feber 1983 betreffend die Führung von

Verwendungsbezeichnungen geändert wird

Auf Grund des § 137 Abs. 3 des Beamten-Dienst-
rechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, wird verord-
net:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Aus-
wärtige Angelegenheiten vom 16. Feber 1983,
BGBl. Nr. 114, betreffend die Führung von Ver-
wendungsbezeichnungen, wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift über § 1 lautet:

„Verwendung im Inland"

2. § 2 lautet:

„§ 2. Der Generalsekretär für Auswärtige Ange-
legenheiten, die Sektionsleiter und — sofern die in
der Folge Genannten zumindest Beamte der DK1.
VIII sind — der Chef des Protokolls, der Direktor
der Diplomatischen Akademie, die Leiter des Kabi-
netts des Bundesministers, der Abteilung I.2 und
des Generalinspektorates sowie die Ständigen Ver-
treter bei den in Österreich ansässigen internationa-
len Organisationen haben die Verwendungsbe-
zeichnung „Botschafter" zu führen. Während der
Vorbereitung des Wiener Treffens der Teilnehmer-
staaten der KSZE haben der Leiter der Abtei-
lung II.7 und während der Dauer des Treffens
selbst der Leiter der österreichischen Delegation
die Verwendungsbezeichnung „Botschafter" zu
führen. Der Leiter und der Stellvertretende Leiter
des Büros zur Vorbereitung des Wiener Treffens
der Teilnehmerstaaten der KSZE sowie nach Auf-
lösung des Büros der Exekutivsekretär und der
stellvertretende Exekutivsekretär des Treffens
haben die Verwendungsbezeichnung „ao. und bev.
Botschafter" zu führen."

3. § 3 lautet:

„§ 3. Die Abteilungsleiter, die Leiter von Organi-
sationseinheiten, die Abteilungen gleichzuhalten
sind, und — sofern die in der Folge Genannten
zumindest Beamte der DK1. VII sind — der stell-
vertretende Chef des Protokolls, der stellvertre-
tende Leiter des Kabinetts des Bundesministers, der
Pressesprecher des Bundesministers und die stell-
vertretenden Leiter des Generalinspektorates und
der Abteilung I.2 haben die Verwendungsbezeich-
nung „Gesandter" zu führen."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. März 1986 in
Kraft.

Gratz

104. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 19. Feber 1986 über die Grund-
ausbildung für die Verwendungsgruppe B

(Zolldienst)

Auf Grund der §§ 24 bis 35 und 196 des Beam-
ten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, wird
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler verord-
net:

Ausbildung

§ 1. Die Grundausbildung für die Verwendungs-
gruppe B (Zolldienst) besteht aus einem zweiteili-
gen Ausbildungslehrgang und einer praktischen
Verwendung (Schulung am Arbeitsplatz).

§ 2. (1) Der Ausbildungslehrgang ist mindestens
einmal jährlich in dem vom Bundesminister für
Finanzen jeweils bestimmten Zeitraum in der Weise
abzuhalten, daß die Bediensteten die Grundausbil-
dung innerhalb von zwei Jahren absolvieren kön-
nen.
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(2) Die Ausbildungslehrgänge sind an der bei der
Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich
und Burgenland eingerichteten Bundes-Zoll- und
Zollwachschule abzuhalten.

(3) Der Beamte im provisorischen Dienstverhält-
nis ist auf Antrag unverzüglich dem ersten Teil des
Ausbildungslehrganges zuzuweisen.

(4) Andere Bedienstete können auf Antrag zum
ersten Teil des Ausbildungslehrganges zugelassen
werden, wenn sie in der Verwendungsgruppe B
(Zolldienst) in Probeverwendung stehen.

(5) Nach Maßgabe verfügbarer Kursplätze kön-
nen auf Antrag auch Bedienstete der Österreichi-
schen Bundesbahnen zugelassen werden, wenn sie
als Zolldeklaranten verwendet werden sollen.

§ 3. Der Ausbildungslehrgang hat die in der
Anlage genannten Gegenstände zu umfassen.

§ 4. (1) Der erste Teil des Ausbildungslehrganges
hat mindestens zehn Wochen zu dauern.

(2) Im ersten Teil des Ausbildungslehrganges
sind die Grundkenntnisse des Ausbildungsstoffes so
zu vermitteln, daß der Bedienstete einen Überblick
über die Aufgaben der Zollverwaltung gewinnt und
befähigt wird, unter Anleitung einfache Arbeiten
der Verwendungsgruppe B (Zolldienst) zu verrich-
ten.

§ 5. (1) Nach dem ersten Teil des Ausbildungs-
lehrganges ist der Bedienstete einer praktischen
Verwendung (Schulung am Arbeitsplatz) zuzufüh-
ren, die dem Kennenlernen der Organisation und
Arbeitsweise aller Bereiche der Zollverwaltung und
der Befassung mit dem Ausbildungsstoff in der
praktischen Anwendung dient.

(2) Die praktische Verwendung (Schulung am
Arbeitsplatz) hat bei Ausbildungszollämtern zu
erfolgen.

§ 6. (1) Nach der erfolgreichen praktischen Ver-
wendung ist der Bedienstete dem zweiten Teil des
Ausbildungslehrganges zuzuweisen.

(2) Der zweite Teil des Ausbildungslehrganges
hat mindestens vierundzwanzig Wochen zu dau-
ern.

(3) Im zweiten Teil des Ausbildungslehrganges
ist der Ausbildungsstoff so zu erweitern und zu ver-
tiefen, daß der Bedienstete befähigt wird, die Auf-
gaben der Verwendungsgruppe B (Zolldienst) selb-
ständig zu erfüllen.

§ 7. (1) Leiter des Ausbildungslehrganges ist der
Leiter der Bundes-Zoll- und Zollwachschule.

(2) Dem Leiter des Ausbildungslehrganges
obliegt es, die Vortragenden zu bestellen und die
Gestaltung der Vortragstätigkeit abzustimmen, den
Stundenplan auszuarbeiten und dessen Einhaltung

zu überwachen. Die Bestellung der Vortragenden
bedarf der Zustimmung des Bundesministers für
Finanzen.

Dienstprüfung

§ 8. (1) Die Absolventen des zweiten Teiles des
Ausbildungslehrganges sind von Amts wegen zur
Dienstprüfung zuzuweisen.

(2) Die Dienstprüfung ist so zu gestalten, daß sie
den Nachweis erbringt, daß der Bedienstete befä-
higt ist, die Aufgaben der Verwendungsgruppe B
(Zolldienst) selbständig zu erfüllen.

(3) Die Dienstprüfung ist schriftlich und münd-
lich abzulegen.

§ 9. (1) Die schriftliche Prüfung besteht aus zwei
Klausurarbeiten, und zwar

1. aus der Behandlung eines Zollabfertigungsfal-
les (Ausarbeitung einer Warenerklärung und
einer Erklärung zur Ermittlung des Zollwer-
tes sowie Erstellung eines Eingangsabgaben-
bescheides) und

2. aus der Ausarbeitung einer Aufgabe, die einen
Fall aus dem Gebiet des Zollrechtes und des
Zollverfahrens, einschließlich des Abgaben-
verfahrensrechtes, zum Gegenstand hat.

Diese Arbeiten haben je vier Stunden zu dauern.

(2) Die Themen der schriftlichen Aufgaben sind
von jenem Vortragenden des Lehrganges zu
bestimmen, der das betreffende Fach vorgetragen
hat. Kommen mehrere Vortragende in Betracht, so
haben sie das Thema gemeinsam zu bestimmen.
Die allenfalls notwendige Koordination obliegt
dem Vorsitzenden der Prüfungskommission.

§ 10. Die mündliche Prüfung umfaßt folgende
Gegenstände:

1. Österreichisches Verfassungsrecht und Behör-
denorganisation,
Dienst- und Besoldungsrecht der Bundesbe-
diensteten einschließlich Personalvertretungs-
recht,

2. Zollrecht und Zollverfahren,
Bundesabgabenordnung,

3. Zolltarif und Warenkunde,
internationale Zolltarifvereinbarungen,

4. sonstige von den Zollämtern im Zusammen-
hang mit der Ein-, Aus- und Durchfuhr von
Waren zu vollziehende Rechtsvorschriften.

Prüfungskommission

§ 11. (1) Für die Dienstprüfung ist eine Prü-
fungskommission bei der Finanzlandesdirektion für
Wien, Niederösterreich und Burgenland zu errich-
ten.

(2) Zu Mitgliedern der Prüfungskommission
dürfen nur Beamte der Verwendungsgruppen A
und B oder gleichwertiger Verwendungsgruppen
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bestellt werden; sie müssen auf dem Prüfungsgebiet
besondere Kenntnisse und Erfahrungen besitzen.
Vortragende des Ausbildungslehrganges sind dabei
vorzugsweise zu berücksichtigen.

(3) Zum Vorsitzenden der Prüfungskommission
und zu Stellvertretern des Vorsitzenden dürfen nur
Beamte der Verwendungsgruppe A bestellt werden.

Prüfungssenate

§ 12. (1) Die Prüfungssenate bestehen aus dem
Vorsitzenden und drei weiteren Mitgliedern.

(2) Die Vorsitzenden der Prüfungssenate müssen
rechtskundig sein. Sie haben mindestens einen
Gegenstand selbst zu prüfen.

(3) Die im § 10 Z 1, 2 und 4 angeführten Gegen-
stände sind von rechtskundigen Beamten zu prüfen.

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§13. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. März
1986 in Kraft.

(2) Die Bestimmungen dieser Verordnung sind
auch auf Bedienstete anzuwenden, die die Grund-
ausbildung für die Verwendungsgruppe B (Zoll-
dienst) nach dem 1. März 1985 begonnen haben.

(3) Gemäß § 186 Abs. 1 BDG 1979 tritt die Ver-
ordnung des Bundesministers für Finanzen betref-
fend die Ausbildung und die Prüfung für den
Gehobenen Zolldienst, BGBl. Nr. 40/1973, mit
Ablauf des 28. Feber 1986 außer Kraft. Auf Bedien-
stete, die die Grundausbildung nach dieser Verord-
nung vor dem 1. März 1985 begonnen haben, ist
die genannte Verordnung weiterhin anzuwenden,
längstens jedoch bis zum Ablauf des 31. Dezember
1988.

Vranitzky

Anlage

1. Österreichisches Verfassungsrecht und Behördenorganisation
2. Dienst- und Besoldungsrecht der Bundesbediensteten einschließlich Personalvertretungsrecht
3. Zollrecht und Zollverfahren
4. Bundesabgabenordnung
5. Sonstige Eingangsabgaben
6. Finanzstrafrecht
7. Bekämpfung des Suchtgiftschmuggels
8. Zolltarif und Warenkunde
9. Taragesetz

10. Internationale Zolltarifvereinbarungen
11. Wertzollgesetz
12. Wirtschaftskunde und Handelsrecht
13. Antidumpinggesetz
14. Außenhandelsrecht
15. Handelsstatistisches Gesetz
16. Verkehrsbeschränkungen
17. Grenzkontrollrechtliche Vorschriften
18. Marktordnung und Abschöpfung
19. Kassen- und Verrechnungswesen
20. Geschichte des Zollwesens
21. Funk- und Fernschreibausbildung
22. Grundzüge der Menschenbehandlung und praktisches Verhaltenstraining
23. Strahlenschutz
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